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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Soziaiordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Bericht der Bundesregierung über den Stand der Unfallverhütung 
und das Unfaligeschehen in der Bundesrepublik Deutschland 
(Unfaliverhütungsbericht 1974) 

— Drucksache 7/2622 — 

zu dem Bericht der Bundesregierung über den Stand der Unfallverhütung 
und das Unfallgeschehen in der Bundesrepublik Deutschland 
(Unfallverhütungsbericht) 

— Drucksache 7/4668 — 


A. Problem 

Die Bundesregierung hat nach § 722 Abs. 1 RVO jährlich dem 
Deutschen Bundestag einen Bericht über das Unfallgeschehen 
im Arbeitsleben und Unfallverhütung vorzulegen. Außerdem 
hat sie über die Erfahrung nadi dem Maschinenschutzgesetz 
und dem Arbeitssicherheitsgesetz zu berichten. 


B. Lösung 

Kenntnisnahme durch den Deutschen Bundestag. 
Einstimmiger Ausschußbeschluß 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Lutz 


Der Deutsche Bundestag hat am 6. November 1974 
und am 10. März 1976 die Berichte der Bundesregie- 
rung über den Stand in der Unfallverhütung und 
das Unfallgeschehen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land — Drucksachen 7/2622 und 7/4668 — dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung überwiesen. Der 
Unfallverhütungsbericht — Drucksache 7/2622 — 
wurde außerdem dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit zur Mitberatung überwiesen. 

Nach § 722 Abs. 1 Reichsversicherungsordnung hat 
die Bundesregierung jährlich dem Deutschen Bun- 
destag einen Bericht über das Unfallgeschehen im 
Arbeitsleben und der Unfallverhütung vorzulegen, 
über die Form der Unterrichtung sagt diese Vor- 
schrift nichts aus. Der Unfallverhütungsbericht 1974 
— Drucksache 7/2622 — ist ein statistischer Bericht. 
Der Unfallverhütungsbericht — Drucksache 7/4668 — 
hat zusätzlich einen ausführlichen kommentierenden 
Textbericht. Diese letztere Unterrichtung wertet ein- 
gehend die Entwicklung des Unfallgeschehens in den 
letzten Jahren. Er stellt weiterhin die Arbeitsschutz- 
initiativen des Bundes und der Länder, der Unfall- 
versicherungsträger sowie der Verbände dar. Der 
Bericht befaßt sidi auch mit der Unfallverhütung im 
Bereich der Schulen, Hochschulen, Kindergärten so- 
wie im häuslichen und Freizeitbereich. Die Kosten 
der Unfallversicherungsträger sind ebenfalls aufge- 
nommen. Ergänzend sind auch eine vorläufige Un- 
fallstatistik für das Jahr 1975 und Ausführungen 
über Arbeitsschutzmaßnahmen im Jahre 1975 aufge- 
nommen. 

Der Erfahrungsbericht über das Maschinenschutzge- 
setz, der bereits mit dem Unfallverhütungsbericht 
für das Jahr 1971 — Drucksache 7/189 — vorgelegt 
worden war, wurde ergänzt und fortgesetzt. Schließ- 
lich kommt die Bundesregierung der Entschließung 
des Bundestages bei der Verabschiedung des Ar- 


beitssicherheitsgesetzes nach, in dem sie über die 
Erfahrungen mit dem Gesetz über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und sonstige Sicherheitsfach- 
kräfte berichtet. Der öffentliche Dienst ist hierbei 
mit einbezogen. 

Der Ausschuß würdigte den seit Jahren zu verzeich- 
nenden Rückgang der Unfallzahlen im Arbeitsleben 
und die intensiven Anstrengungen aller Stellen in 
der Unfallverhütung. Die gute Aufbereitung und 
Darstellung der Materie in dem Bericht und ihr 
Informationswert wurden besonders hervorgehoben. 
Allen an der Aufstellung des letzten umfangreichen 
Textberichtes beteiligten Personen und Stellen, ins- 
besondere dem Bundesarbeitsministerium, wurde be- 
sonderer Dank ausgesprochen. Der Ausschuß stellte 
fest, daß die Unfallverhütungsberichte in der Öffent- 
lichkeit mit großem Interesse aufgenommen worden 
sind und wesentlich mit dazu beigetragen haben, 
daß der Arbeitsschutz in der Öffentlichkeit in den 
letzten Jahren immer mehr Beachtung gefunden hat. 
Dadurch sei in den letzten Jahren das Sicherheits- 
bewußtsein geweckt und gestärkt worden. 

Hervorzuheben ist aber auch, daß die bisherigen 
Unfallverhütungsberichte Grundlagen für die Gesetz- 
gebungsarbeit des Deutschen Bundestages, z. B. beim 
Arbeitssicherheitsgesetz gewesen sind. Andererseits 
verkennt der Ausschuß nicht, daß eine ausführliche 
Darstellung über einen längeren Zeitraum besser 
und eindeutiger Schwankungen und Trends der 
Unfallzahlen sowie Schlußfolgerungen für den Ge- 
setzgeber zuläßt, als wenn jährlich oder zweijähr- 
lich berichtet wird. Auf die jährliche Berichterstat- 
tung im statistischen Teil sollte jedoch nicht ver- 
zichtet werden. Daher hat der Ausschuß einmütig 
die im Antrag des Ausschusses enthaltene Entschlie- 
ßung dem Plenum zur Annahme empfohlen. 


Bonn, den 11. Juni 1976 


Lutz 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Berichte der Bundesregierung über den Stand der Unfallverhütung und das 
Unfallgeschehen in der Bundesrepublik Deutschland — Drucksachen 7/2622, 
7/4668 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, neben den jährlichen statistischen Unfall- 
verhütungsberichten aus dem Arbeitsleben (§ 722 Abs. 1 RVO) einmal in jeder 
Legislaturperiode einen umfassenden Unfallverhütungsbericht mit Textteil zu 
erstatten, der auch die vorangegangenen statistischen Berichte auswertet. 


Bonn, den 9. Juni 1976 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Lutz 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 



